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1 Präambel 

Resiliente Wasserinfrastrukturen als Rückgrat der Daseinsvorsorge- auch eine 

politische Kernaufgabe 

Die öffentliche Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sind unverzichtbare Leis-

tungen der Daseinsvorsorge. Sie sichern Gesundheit, Lebensqualität, wirtschaftliche 

Entwicklung und gesellschaftliche Stabilität. In Niedersachsen erfüllen die Aufgaben-

träger diese Aufgaben seit Jahrzehnten zuverlässig, mit hoher Qualität und zu mode-

raten Kosten. Gerade diese Selbstverständlichkeit verstellt jedoch oft den Blick auf die 

wachsenden Risiken und den erheblichen Handlungsbedarf. 

Klimawandel, Nutzungskonkurrenzen, steigende Stoffeinträge, alternde Infrastruktu-

ren sowie komplexere rechtliche Anforderungen führen dazu, dass die dauerhafte Si-

cherung von Wasser in ausreichender Menge und Güte kein Selbstläufer mehr ist. Die 

Wasserwirtschaft steht vor einer strukturellen Zeitenwende, die nur mit klaren politi-

schen Entscheidungen, verlässlichen Rahmenbedingungen und einer ehrlichen Aus-

einandersetzung mit den Kostenfolgen bewältigt werden kann. 

 

2 Menge, Güte, Infrastruktur – die Agenda der Wasserwirtschaft 

2.1 Wasser als Fundament der Gesellschaft – jetzt politisch handeln 

Kernaussagen 

Die Wasserwirtschaft ist ein unverzichtbares Fundament unserer Gesellschaft. Die öf-

fentliche Wasserversorgung und Abwasserbehandlung sichern Gesundheit, Lebens-

qualität, wirtschaftliche Entwicklung und kommunale Handlungsfähigkeit – dauerhaft, 

flächendeckend und zuverlässig. Ohne die öffentliche Wasserwirtschaft gäbe es keine 

Wohn- und Gewerbegebiete, kein Wachstum und keine stabile Daseinsvorsorge. Zu-

gleich wächst der Druck auf die Ressource Wasser: Klimawandel, gesellschaftlicher 

und wirtschaftlicher Wandel, steigender Ressourcenverbrauch sowie neue Sicher-

heitsrisiken greifen immer stärker in den natürlichen Wasserkreislauf ein. Wasser ist 

damit längst kein Selbstläufer mehr. 

Als Daseinsvorsorge ist Wasserwirtschaft systemrelevant und Teil der Kritischen In-

frastruktur. Einschränkungen oder Ausfälle würden die Gesellschaft unmittelbar tref-

fen. Der vermeintlich selbstverständliche 24/7-Zugang zu Wasser ist keine Garantie, 

sondern Ergebnis hochprofessioneller, oft unsichtbarer Arbeit – und einer Infrastruktur, 

die altert und deren Sicherung zunehmend anspruchsvoller wird. 
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Zentraler Handlungsbedarf 

Die Sicherung von Wasser in ausreichender Menge und einwandfreier Qualität erfor-

dert eine deutlich stärkere politische Priorisierung. Wasserwirtschaft muss als gesamt-

gesellschaftliche Kernaufgabe begriffen und integrativ gedacht werden – unter Einbe-

ziehung von Klimaanpassung, Vorsorge, Ressourcenschutz und Sicherheitsaspekten. 

Angesichts zunehmender Krisenlagen ist ein umfassender Allgefahrenansatz erforder-

lich, der Naturereignisse, technische Risiken, menschlich verursachte Gefahren sowie 

Cyber- und Sabotagebedrohungen einbezieht. Resilienz, Redundanzen und Vorsorge 

müssen systematisch aufgebaut werden. 

Gleichzeitig braucht es klare Zuständigkeiten und eine enge Zusammenarbeit zwi-

schen Wasserversorgungsunternehmen und kommunalen Planungsträgern, insbe-

sondere im Rahmen der regionalen Wassersicherstellung. Ohne verlässliche politi-

sche Rahmenbedingungen und finanzielle Unterstützung ist diese Aufgabe nicht zu 

bewältigen. 

Klare Forderungen 

• Wasserwirtschaft als systemrelevante Daseinsvorsorge politisch priorisie-

ren. 

• Aufgabenträger frühzeitig und verbindlich in Krisen- und Vorsorgeplanungen 

einbinden – nicht erst im Ernstfall. 

• Wasser- und Abwasserinfrastruktur als Vorhaben von überragendem öffent-

lichem Interesse anerkennen, um strukturelle Benachteiligungen zu beenden. 

• Den Schutz der elementaren Wasserressource nicht weiter aufweichen – zu 

Wasser gibt es keine Alternative. 

 

2.2 Menge – Wasserversorgung sichern im Wettbewerb um Wasser 

Kernaussagen 

Die Verfügbarkeit von Wasser in ausreichender Menge ist eine unverzichtbare Grund-

lage für Bevölkerung, Wirtschaft und kommunale Entwicklung. Klimawandelbedingte 

Trockenperioden, veränderte Niederschlagsmuster und steigende Nutzungsansprü-

che führen zunehmend zu Nutzungskonflikten. Obwohl die öffentliche Wasserversor-

gung rechtlich Vorrang genießt, wird dieser in der Praxis häufig nicht konsequent um-

gesetzt. Restriktive Genehmigungspraxis, pauschalierende Bewertungsmaßstäbe und 

zunehmende Bürokratie schwächen die Resilienz der Versorgungssysteme und ge-

fährden die langfristige Versorgungssicherheit. 
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Zentrale Handlungsbedarfe 

Die Sicherung der Wassermenge erfordert eine klare politische Steuerung. Nutzungs-

konflikte müssen frühzeitig entschieden und zugunsten der Daseinsvorsorge aufgelöst 

werden. Gleichzeitig müssen Verfahren so ausgestaltet sein, dass sie Versorgung er-

möglichen und nicht verhindern. Wassermanagement muss regional, integrativ und 

anpassungsfähig erfolgen, um auf klimatische Veränderungen reagieren zu können. 

Klare Forderungen 

• Die Politik muss den Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung nicht nur 

anerkennen, sondern praktisch durchsetzen und durch Vollzugshinweise ab-

sichern.  

• Wasserrechtliche Verfahren sind zu verschlanken und pragmatisch auszule-

gen.  

• Entscheidungen müssen der Sicherung der Daseinsvorsorge dienen – nicht 

ihrer schleichenden Einschränkung. 

• Wasserrechte für die öffentliche Versorgung müssen flexibler ausgestaltet 

werden, um auf Schwankungen im Dargebot reagieren zu können. 

• In Trinkwassergewinnungsgebieten sollten keine weiteren konkurrierenden 

Entnahmen zugelassen werden.  

• Innovative Maßnahmen eines integrativen Wassermanagements – etwa 

Grundwasseranreicherung oder dezentrale Versickerung – müssen rechtlich 

erleichtert und politisch unterstützt werden. 

 

2.3 Güte – Trinkwasser schützen, bevor Schäden entstehen 

Kernaussagen 

Die Qualität der Trinkwasserressourcen steht zunehmend unter Druck. Nitrat, Pflan-

zenschutzmittel und deren Abbauprodukte, industrielle Stoffe sowie neue Stoffgruppen 

wie PFAS gefährden langfristig die Nutzbarkeit des Grundwassers. Technische Was-

seraufbereitung kann diese Belastungen nur begrenzt ausgleichen und ist mit steigen-

den Kosten, höherem Energieeinsatz und neuen Risiken verbunden. Vorsorgender 

Ressourcenschutz ist daher unverzichtbar, wird politisch jedoch zunehmend relativiert. 

Zentrale Handlungsbedarfe 
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Der Schutz der Trinkwasserressourcen muss wieder als übergeordnetes gesellschaft-

liches Ziel verankert werden. Stoffeinträge sind an der Quelle zu vermeiden, nicht erst 

am Ende der Versorgungskette zu kompensieren. Wirtschaftliche und infrastrukturelle 

Interessen dürfen den langfristigen Schutz des Grundwassers nicht verdrängen. 

Gleichzeitig müssen Verantwortlichkeiten klar geregelt und verursachergerecht verteilt 

werden. 

Klare Forderungen 

• Trinkwasserschutz darf nicht politisch relativiert werden.  

• Wasserschutzgebiete und zukünftige Trinkwassergewinnungsgebiete sind 

konsequent gegenüber konkurrierenden Nutzungen zu sichern.  

• Landwirtschaftliche Regelwerke wie die Düngeverordnung und entspre-

chende Landesverordnungen müssen rechtssicher und wirksam weiterent-

wickelt werden.  

• Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel müssen dem Vorsorgeprinzip 

verpflichtet bleiben.  

• Für Stoffe, die die Trinkwasserressource gefährden, ist das Verursacherprin-

zip auszubauen, einschließlich einer erweiterten Herstellerverantwortung 

auch im Trinkwasserrecht. 

 

2.4 Infrastruktur – Substanz erhalten und Resilienz stärken 

Kernaussagen 

Große Teile der Wasser- und Abwasserinfrastruktur erreichen zeitgleich das Ende ih-

rer technischen Nutzungsdauer. Der Erneuerungsbedarf im Untergrund nimmt stark 

zu und erfordert langfristig hohe Investitionen. Gleichzeitig steigen die Anforderungen 

an Resilienz, Krisenvorsorge und Cybersicherheit und neuen Regularien (z.B. Kom-

munalabwasserrichtlinie). Diese Aufgaben binden erhebliche Ressourcen und sind 

ohne politische Unterstützung nicht zu bewältigen. 

Zentrale Handlungsbedarfe 

Die Wasserinfrastruktur muss vom reinen Funktionserhalt hin zum strategischen Sub-

stanzerhalt entwickelt werden. Resilienz ist systematisch aufzubauen und als Gemein-

schaftsaufgabe zu begreifen. Die Wasserwirtschaft muss in der politischen Priorisie-

rung gleichrangig mit Energie- und Verkehrsinfrastruktur behandelt werden. 

Klare Forderungen 
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• Wasser- und Abwasserinfrastruktur sollten als Vorhaben von überragendem 

öffentlichem Interesse anerkannt werden.  

• Förderprogramme für Substanzerhalt, Resilienzmaßnahmen und Cybersi-

cherheit sind auszubauen und zu verstetigen.  

• Neue Anforderungen – etwa aus der Kommunalabwasserrichtlinie – müssen 

risikobasiert, priorisiert und mit Augenmaß umgesetzt werden. Für technisch 

noch nicht umsetzbare Vorgaben sind realistische Übergangsregelungen zu 

schaffen. 

Ohne Planungssicherheit, Förderung und Bürokratieabbau ist der Erhalt der Infrastruk-

tur gefährdet. Staatliche Stellen müssen ihrer Mitverantwortung für Kritische Infrastruk-

tur gerecht werden und die Aufgabenträger aktiv unterstützen.  

 

2.5 Kostenfolgen – ehrlich benennen und gerecht verteilen 

Kernaussagen 

Der Wert des Wassers steigt, weil die Anforderungen an seine Sicherung wachsen. 

Steigende Entgelte sind Ausdruck notwendiger Investitionen und generationengerech-

ter Planung. Der bestehende finanzielle und rechtliche Rahmen ist jedoch nicht mehr 

geeignet, die anstehenden Investitionswellen sozialverträglich zu bewältigen. 

Zentrale Handlungsbedarfe 

Es braucht eine generationengerechte Finanzierung der Wasserinfrastruktur, die In-

vestitionsspitzen abfedert und Planungssicherheit schafft. Politische Entscheidungen 

müssen ihre Kostenfolgen offen benennen und mit tragfähigen Finanzierungsinstru-

menten unterlegen. 

Klare Forderungen 

• Das Niedersächsische Kommunalabgabengesetz sollte modernisiert werden, 

insbesondere durch die Zulassung von Rücklagenbildung, wiederkehrenden 

Beiträgen und flexibleren Finanzierungsmodellen.  

• Einnahmen aus Wasserentnahmeentgelt und Abwasserabgabe sind konse-

quent zweckgebunden in Ressourcenschutz und Infrastruktur zu reinvestie-

ren.  

• Förderprogramme, zinsfreie Darlehen und Investitionshilfen sind auszu-

bauen. 
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Die Politik muss Verantwortung für die Kostenfolgen regulatorischer Vorgaben über-

nehmen. Die Finanzierung der Wasserwirtschaft muss langfristig, sozialverträglich und 

planbar gestaltet werden. 

 

2.6 Interkommunale Zusammenarbeit als Schlüssel für eine zukunftssichere 

Wasserwirtschaft 

Kernaussagen 

Interkommunale Zusammenarbeit ist ein zentrales Erfolgsmodell der öffentlichen Was-

serwirtschaft. Seit Jahrzehnten ermöglicht sie eine leistungsfähige, wirtschaftliche und 

verlässliche Trinkwasserversorgung und Abwasserbehandlung – insbesondere in 

ländlich geprägten Regionen. Durch die Bündelung von Fachwissen, Ressourcen und 

Infrastruktur werden Effizienz gesteigert, Risiken verteilt und Versorgungssicherheit 

gestärkt. Bundesregierung und EU erkennen diesen Ansatz ausdrücklich an und be-

tonen seine Bedeutung in der Nationalen Wasserstrategie sowie im Koalitionsvertrag. 

Angesichts der wachsenden Herausforderungen durch Klimawandel, demografische 

Veränderungen und den erheblichen Sanierungs- und Investitionsbedarf gewinnt die 

gemeinsame Aufgabenwahrnehmung weiter an Bedeutung. Interkommunale Koope-

rationen sind ein wesentlicher Baustein, um Infrastrukturen resilient auszugestalten, 

Kosten zu stabilisieren und die Daseinsvorsorge langfristig bezahlbar zu halten. 

Zentraler Handlungsbedarf 

Trotz ihrer nachgewiesenen Vorteile stoßen interkommunale Kooperationen zuneh-

mend an rechtliche und administrative Grenzen. Vergabe-, steuer- und beihilferechtli-

che Vorgaben sind häufig nicht auf öffentlich-öffentliche Zusammenarbeit zugeschnit-

ten und wirken in der Praxis hemmend statt unterstützend. Die anstehende Reform 

der EU-Vergaberichtlinien bietet die Chance, diese Hemmnisse abzubauen und Ko-

operationen rechtssicher sowie praxistauglich auszugestalten. 

Ein weiteres zentrales Problem besteht darin, dass kommunale Unternehmen – ob-

wohl sie hinsichtlich Größe und Beschäftigtenzahl häufig eindeutig den Kriterien klei-

ner und mittlerer Unternehmen entsprechen – vielfach von KMU-Förderprogrammen 

ausgeschlossen sind. Diese Benachteiligung öffentlicher, gemeinwohlorientierter Ak-

teure verhindert dringend notwendige Investitionen und schwächt insbesondere die 

Strukturentwicklung im ländlichen Raum. 
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Klare Forderungen 

• Die rechtlichen Rahmenbedingungen für interkommunale Zusammenarbeit 

sollten gezielt weiterentwickelt werden, um Kooperationen zwischen kommu-

nalen Unternehmen zu erleichtern.  

• Dies umfasst insbesondere eine praxisgerechte Ausgestaltung des 

Vergabe- und Steuerrechts sowie klare Regelungen zur öffentlich-öffentli-

chen Zusammenarbeit auf EU- und Bundesebene.  

• KMU-Förderprogramme öffnen – kommunale Unternehmen und ihre Koope-

rationen müssen förderfähig sein, wenn sie die Kriterien kleiner und mittlerer 

Unternehmen erfüllen. 

 

2.7 Schlussbemerkung 

Die Sicherung von Menge, Güte und Infrastruktur des Wassers ist eine Generationen-

aufgabe. Sie entscheidet über Versorgungssicherheit, Lebensqualität und wirtschaftli-

che Zukunft. Dafür braucht es politische Priorität, Mut zu Entscheidungen und ein kla-

res Bekenntnis zum Wert des Wassers. 

Jetzt ist der Zeitpunkt, diese Verantwortung konsequent wahrzunehmen. 
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Zehn-Punkte-Agenda zur Sicherung der öffentlichen Wasserwirtschaft 

1. Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung konsequent durchsetzen 

Planungs- und Genehmigungsverfahren müssen den gesetzlich verankerten Vorrang 

der öffentlichen Wasserversorgung verbindlich umsetzen – mit klaren Vollzugshinwei-

sen, einheitlicher Verwaltungspraxis und wirksamer Kontrolle. 

2. Planungs- und Genehmigungsprozesse beschleunigen 

Planungs- und Genehmigungsverfahren sind zu beschleunigen, damit Investitionen in 

Netze, Anlagen und Speicher schneller realisiert werden können. Wasserrechtsverfah-

ren sind zu straffen und überflüssige Bürokratie abzubauen. 

3. Wasserinfrastrukturen als „überragendes öffentliches Interesse“ anerkennen 

Die Wasser- und Abwasserwirtschaft muss – ebenso wie Energie und Verkehr – als 

Vorhaben mit überragendem öffentlichen Interesse eingestuft werden, um strukturelle 

Benachteiligungen in Planung, Genehmigung und Bau zu vermeiden. 

4. Resilienz der kritischen Wasserinfrastruktur stärken 

Resilienzmaßnahmen, Krisenvorsorge und Cybersicherheit sind als dauerhafte Aufga-

ben mitzufinanzieren. Versorgungsträger müssen systematisch in regionale staatliche 

Notfallstrukturen eingebunden werden, um abgestimmte Vorsorge- und Versorgungs-

pläne für Krisenfälle sicherzustellen. 

5. Infrastruktur langfristig und verlässlich finanzieren 

Eine zukunftsfähige Ver- und Entsorgung braucht einen langfristig stabilen Investiti-

onspfad, der Risiken begrenzt und Versorgungssicherheit gewährleistet. Steigende 

Entgeltanteile für den Substanzerhalt sind Ausdruck realistischer, generationenge-

rechter Planung. Da eine rein entgeltfinanzierte Infrastruktur besonders im ländlichen 

Raum an Grenzen stößt, muss die Politik verlässliche Rahmenbedingungen, geeig-

nete Förderprogramme und regulatorische Spielräume schaffen. 

6. Wasserressourcen umfassend schützen 

Vorsorgender Wasserschutz muss als übergeordnetes gesellschaftspolitisches Ziel 

anerkannt werden. Einträge von Schad- und Störstoffen sind konsequent zu 
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vermeiden. Flächen und Untergrund der öffentlichen Wassergewinnung müssen ge-

genüber konkurrierenden wirtschaftlichen Nutzungen Vorrang erhalten. 

7. Verursacherprinzip und erweiterte Herstellerverantwortung umsetzen 

Die erweiterte Herstellerverantwortung aus der Kommunalabwasser-Richtlinie muss 

zügig und umfassend realisiert und auch für die öffentliche Wasserversorgung veran-

kert werden – sowohl für die Finanzierung höherer Abwasserbehandlungsstufen als 

auch für zusätzliche Aufbereitungsschritte in der Trinkwasserversorgung, wenn Spu-

renstoffe dies notwendig machen. 

8. Wasserwirtschaft integrativ denken – Expertise einbeziehen 

Sauberes Trinkwasser und eine leistungsfähige Abwasserbehandlung sind zentrale 

Lebensgrundlagen und Teil der Kritischen Infrastruktur. Klimaanpassung erfordert, 

Wasserwirtschaft integrativ zu denken: Alle Bereiche des natürlichen Wasserkreislaufs 

müssen gemeinsam betrachtet und das Know-how der Verbände umfassend genutzt 

werden, um ein ganzheitliches Systemverständnis und einen nachhaltigen Umgang 

mit der Ressource Wasser zu sichern. 

9. Neue Anforderungen mit Augenmaß und Priorisierung umsetzen 

EU- und Bundesvorgaben – etwa aus der Kommunalabwasserrichtlinie oder zur Phos-

phorrückgewinnung – müssen risikobasiert, priorisiert und praxistauglich umgesetzt 

werden. Übergangsregelungen sind dort notwendig, wo technische und wirtschaftliche 

Umsetzung noch nicht realistisch ist. 

10. Wert des Wassers stärker in den Fokus rücken 

Wasser ist ein lebenswichtiges Gut – sein Schutz und seine nachhaltige Nutzung müs-

sen durch Transparenz, Kommunikationsinitiativen, Bildungsangebote und Förderung 

innovativer Projekte stärker ins gesellschaftliche Bewusstsein rücken. Nur wenn der 

Wert des Wassers verstanden wird, entsteht breite Unterstützung für notwendige In-

vestitionen, Schutzmaßnahmen und Anpassungsprozesse. 
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Der Wasserverbandstag Bremen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt e.V. (WVT) vertritt die In-

teressen seiner rd. 1.000 Mitglieder aus Bremen, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und unter-

stützt sie bei der Umsetzung ihrer Aufgaben, wie Gewässerunterhaltung, Trinkwasserversor-

gung und Abwasserbehandlung, Hochwasserschutz im Binnenland, Küstenschutz, Land-

schaftspflege sowie Be- und Entwässerung. Der WVT vereint als einzige Organisation alle 

Bereiche der Wasserwirtschaft und bildet damit die Basis einer integrativen Wasserwirtschaft. 

Ausgehend von einem umfassenden Systemverständnis steht die integrative Wasserwirt-

schaft für einen nachhaltigen Umgang mit der Ressource Wasser.  

Wir stehen für einen integralen Ansatz und empfehlen grundsätzlich, den Aufgabenträgern ein 

höheres Maß an Möglichkeiten zu gewähren, weniger strenge Vorgaben zu machen und damit 

die Eigenverantwortung zu stärken. Die demokratisch gewählten Gremien der Mitglieder über-

wachen zusammen mit den entsprechenden Aufsichtsbehörden das Handeln. Die technischen 

und betriebswirtschaftlichen Fachleute bei den Mitgliedern des WVT erfüllen ihre Aufgaben 

mit einem hohen Transparenzgrad, der den Kommunen als Eignern den Einfluss auf die Erfül-

lung der Daseinsvorsorge gewährleistet.  


